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Entscheidungsdatum

10.07.2024
Norm

AsylG 2005 85
BFA-VG 821 Abs5 Satz1
B-VG Art133 Abs4
FPG 8§61
1. AsylG 2005 § 5 heute

2. AsylG 2005 § 5 gultig ab 01.01.2014 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012

3. AsylG 2005 § 5 gultig von 01.07.2008 bis 31.12.2013 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008

4. AsylG 2005 8§ 5 gultig von 01.01.2006 bis 30.06.2008

1. BFA-VG 8 21 heute

2. BFA-VG § 21 glltig von 01.06.2018 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017

3. BFA-VG § 21 glltig ab 01.06.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017

4. BFA-VG § 21 gultig von 01.11.2017 bis 31.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017

5. BFA-VG § 21 glltig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017

6. BFA-VG § 21 glltig von 20.07.2015 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

7. BFA-VG § 21 gultig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013

8. BFA-VG § 21 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013

1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt gedndert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

N

. FPG § 61 heute
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2. FPG 8§ 61 guiltig ab 01.10.2022zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 106/2022
3. FPG § 61 giiltig von 01.06.2016 bis 30.09.2022zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
4. FPG § 61 glltig von 20.07.2015 bis 31.05.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
5. FPG 8 61 gultig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
6. FPG § 61 gtiltig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011
7. FPG § 61 glltig von 01.01.2006 bis 30.06.2011

Spruch

W144 2287146-1/7E
W144 2287148-1/5E
W144 2287150-1/5E
W144 2287151-1/5E
W144 2287152-1/5E
W144 2287154-1/5E
W144 2287155-1/5E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Huber als Einzelrichter tber die gemeinsame Beschwerde
von 1. XXXX geb., 2. mj. XXXX geb., 3. mj. XXXX geb., 4. mj. XXXX geb., 5. mj. XXXX geb., 6. mj. XXXX geb., und 7. mj. XXXX
geb., alle StA. von Syrien, gegen die Bescheide des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl jeweils vom 06.02.2024,
Zlen. XXXX (ad 1.), XXXX (ad 2.), XXXX (ad 3.), XXXX (ad 4.), XXXX (ad 5.), XXXX (ad 6.), XXXX (ad 7.), zu Recht erkannt:Das
Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Huber als Einzelrichter Uber die gemeinsame Beschwerde von
1. rédmisch 40 geb., 2. mj. rémisch 40 geb., 3. mj. romisch 40 geb., 4. mj. romisch 40 geb., 5. mj. romisch 40 geb., 6. mj.
romisch 40 geb., und 7. mj.réomisch 40 geb., alle StA. von Syrien, gegen die Bescheide des Bundesamtes fur
Fremdenwesen und Asyl jeweils vom 06.02.2024, Zlen. romisch 40 (ad 1.), rOmisch 40 (ad 2.), rémisch 40 (ad 3.),
romisch 40 (ad 4.), rémisch 40 (ad 5.), romisch 40 (ad 6.), romisch 40 (ad 7.), zu Recht erkannt:

A) Die Beschwerde wird gemal3 8 5 AsylG 2005 und § 61 FPG als unbegriindet abgewiesen und wird gem.§ 21 Abs. 5
BFA-VG festgestellt, dass die Anordnung der AulRerlandesbringung der BF gemal3§ 21 Abs. 5 BFA-VG zum Zeitpunkt der
Erlassung rechtmaRig war. A) Die Beschwerde wird gemal3 Paragraph 5, AsylG 2005 und Paragraph 61, FPG als
unbegrindet abgewiesen und wird gem. Paragraph 21, Absatz 5, BFA-VG festgestellt, dass die Anordnung der
AuBerlandesbringung der BF gemaR Paragraph 21, Absatz 5, BFA-VG zum Zeitpunkt der Erlassung rechtmal3ig war.

B) Die Revision ist gemal’ Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigB) Die Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG
nicht zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:
I.  Verfahrensgangromisch eins.  Verfahrensgang

Die 1.-Beschwerdeflhrerin (1.-BF), ist die Mutter der 2.- bis 7.-Beschwerdefiihrer (2.- bis 7.-BF), alle sind
Staatsangehdrige von Syrien. Die 1.-BF verlie3 ihr Heimatland bereits vor etwa 9 Jahren mit ihren Kindern und begab
sich in die Turkei, wo sie in der Folge bis etwa August 2023 aufhaltig und im Besitz von Aufenthaltstiteln waren. Eine
Schwester der 1.-BF befindet sich nach wie vor in der Ttirkei, ihre Mutter, 4 Brider und 5 weitere Schwestern leben alle
in Syrien. Letztlich wollte die 1.-BF mit ihren Kindern nach Europa migrieren und begab sich zu diesem Zweck Uber
Bulgarien, wo die BF Antrége auf internationalen Schutz stellten, und Serbien letztlich im Oktober 2023 ins
Osterreichische Bundesgebiet. Am 09.10.2023 stellten die BF die gegenstandlichen Antrage auf internationalen Schutz

in Osterreich.
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Zu den BF (mundige 1.- und 2.-BF) liegen EURODAC-Treffermeldungen fur Bulgarien vom 18.08.2023 wegen
Asylantragstellung vor.

Der Beschwerde liegen folgende Verwaltungsverfahren zugrunde:

Im Zuge ihrer Erstbefragung nach dem Asylgesetz vor der LPD Steiermark vom 10.10.2023 gab die 1.-BF neben ihren
Angaben zum Reiseweg im Wesentlichen an, dass sich ihre Mutter, 4 Brider und 5 Schwestern nach wie vor in Syrien
befanden, eine Schwester lebe in der Turkei. Ihr Ehegatte sei verstorben, ein Personalausweis von ihr befinde sich in
der Tiirkei bei den Verwandten ihres verstorbenen Ehegatten. Uber den Aufenthalt in Bulgarien kénne sie angeben,
dass sie dort in einem Camp untergebracht worden seien; mehr kénne sie nicht sagen. Sie habe dort nicht um Asyl
angesucht. Sie wolle nicht nach Syrien zurtickkehren. Ein Bruder von ihr habe die Schleppung von Syrien aus bezahlt.

Im Zuge ihrer Einvernahme vor dem BFA am 09.01.2024 gab die 1.-BF im Wesentlichen an, dass sie und die 7.-BF
Medikamente bekdamen, sie selbst fur ihre Schilddrise und ihre Tochter, die 7.BF, habe ein Schockerlebnis gehabt, als
ihr Vater in der Turkei ermordet worden sei, was sie ,mitbekommen” habe. Die Tochter erhalte Seroquel. Befragt nach
Verwandten gebe sie an, dass sie einen Onkel in Wien habe. In Bulgarien seien sie in einer Schlepperunterkunft
eingesperrt gewesen. In der Folge seien sie von der Polizei evakuiert und in ein Flichtlingslager gebracht worden. Sie
hatten nicht die Absicht gehabt, Asylantrage in Bulgarien zu stellen. Sie seien etwa 21 Tage in Bulgarien gewesen. Nach
Vorhalt, dass Bulgarien zur Prafung ihrer Antrage auf internationalen Schutz zustandig sei, entgegnete die 1.-BF, dass
sie auf gar keinen Fall nach Bulgarien zurlickkehren wolle. Bulgarien kénne die Sicherheit Ihrer Kinder nicht
gewahrleisten, jedenfalls habe sie diesen Eindruck gehabt. Es sei immer ihr Ziel gewesen, nach Osterreich zu kommen,
sie sei alleinerziehend.

Die miindige minderjahrige 7.-BF gab im Zuge ihrer Erstbefragung an, dass ihre Mutter und die Ubrigen Geschwister
alle mit ihr nach Osterreich gekommen seien. Ausdrucklich erklarte die 7.-BF: ,Mein Vater ist bereits in Syrien
verstorben.” Als sie aus Syrien gefllichtet seien, sei sie noch ein Kind gewesen. Sie sei mit ihrer Mutter gemeinsam
gefliichtet. In Bulgarien seien sie in einem Fliichtlingscamp untergebracht gewesen. Nunmehr wolle sie in Osterreich
bleiben, da es hier fur Familien mit Kindern besser sei.

Anlasslich ihrer Einvernahme vor dem BFA am 09.01.2024 gab die 7.-BF an, dass sie den Stand ihres Asylverfahrens in
Bulgarien nicht kenne; wahrend ihres dortigen Asylverfahrens seien sie untergebracht und versorgt worden. Nach
Vorhalt, dass Bulgarien zur Prifung ihres Antrags auf internationalen Schutz zustandig sei, gab die 7.-BF an, dass sie
nicht nach Bulgarien zurlick kehren wolle, da sie als alteste Tochter auch die Verantwortung fur ihre jingeren
Geschwister hatte; hier wirden sie sich sicher fuhlen. Ihr Vater sei in der Turkei ermordet worden. Deshalb sei sie
traumatisiert.

Zur 7.-BF wurde diesbezlglich ein Ambulanzbefund des Landesklinikums Baden-Madling vom 24.11.2023, wonach bei
ihr eine posttraumatische Belastungsstorung vorliege, vorgelegt.

Die minderjahrigen 2.- bis 6.-BF wurden altersbedingt nicht gesondert einvernommen, fur sie erstattete die 1.-BF als
Mutter und gesetzliche Vertreterin entsprechende Angaben.

Das BFA richtete am 31.01.2023 unter ausdrucklichem Hinweis auf die bulgarischen Eurodac-Treffer und auf das
Vorbringen der 1.-BF zum Reiseweg bezlglich aller 7 BF ein auf Art. 18 Abs. 1 lit b. der Verordnung (EU) Nr. 604/2013
des Europdischen Parlaments und des Rates (Dublin II-VO) gestutztes Wiederaufnahmeersuchen an Bulgarien.
Bulgarien hat seine Zustandigkeit gem. Art 18 Abs. 1 lit b leg.cit. und die Rickibernahme aller 7 BF mit Schreiben vom
07.11.2023 ausdrlcklich akzeptiert. Das BFA richtete am 31.01.2023 unter ausdrlcklichem Hinweis auf die
bulgarischen Eurodac-Treffer und auf das Vorbringen der 1.-BF zum Reiseweg bezlglich aller 7 BF ein auf Artikel 18,
Absatz eins, Litera b, der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates (Dublin 11I-VO)
gestltztes Wiederaufnahmeersuchen an Bulgarien. Bulgarien hat seine Zustandigkeit gem. Artikel 18, Absatz eins,
Litera b, leg.cit. und die Ruckibernahme aller 7 BF mit Schreiben vom 07.11.2023 ausdrucklich akzeptiert.

Mit den angefochtenen Bescheiden des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl (BFA) wurden die Antrage der BF
auf internationalen Schutz gemalR 8 5 Abs. 1 AsylG 2005 als unzulassig zurlckgewiesen und ausgesprochen, dass
Bulgarien gemaR Art. 18 Abs. 1 lit b Dublin Ill-Verordnung zur Prifung der Antrage zustandig ist, sowie Il. die
AuBerlandesbringung der BF gemal § 61 Abs. 1 FPG angeordnet und festgestellt, dass demzufolge ihre Abschiebung
nach Bulgarien gemadR § 61 Abs. 2 FPG zulassig ist.Mit den angefochtenen Bescheiden des Bundesamtes fir
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Fremdenwesen und Asyl (BFA) wurden die Antrage der BF auf internationalen Schutz gemaR Paragraph 5, Absatz eins,
AsylG 2005 als unzulassig zurickgewiesen und ausgesprochen, dass Bulgarien gemal3 Artikel 18, Absatz eins, Litera b,
Dublin Ill-Verordnung zur Prufung der Antrage zustandig ist, sowie romisch Il. die AuBerlandesbringung der BF gemal3
Paragraph 61, Absatz eins, FPG angeordnet und festgestellt, dass demzufolge ihre Abschiebung nach Bulgarien gemal3
Paragraph 61, Absatz 2, FPG zuldssig ist.

Die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens, die Sachverhaltsfeststellungen sowie die Beweiswurdigung zur Lage im
Mitgliedstaat wurden im angefochtenen Bescheid im Wesentlichen folgendermalRen zusammengefasst (unkorrigiert),
wobei das BFA neueste Landerfeststellungen, Stand 29.09.2023, seiner Entscheidung zugrunde legte, in welchen unter
dem Punkt ,,Non-Refoulement” (Stand 23.08.2023) auch umfassend die Thematik moglicher Drittstaatsicherheitsklausel
Bulgariens in Bezug auf die Turkei behandelt wurde. Dabei wurde ausdriicklich festgestellt, dass die bulgarische
Asylbehorde SAREF, laut deren Auskunft, derzeit keine nationale Liste mit sicheren Herkunfts- und Drittstaaten besitzt.
Jeder Antrag wird als individueller Einzelfall behandelt und wird bei jeder Entscheidung geprift, ob alle
Voraussetzungen flr eine Drittstaatsicherheit vorliegen. Auch fir Dublin- Rickkehrer besteht kein Risiko der
Ausweisung oder Uberstellung in ein Land, in dem die Gefahr eines VerstoRes gem&R Art. 3 EMRK besteht (SAREF
26.04.2023), im Konkreten:Die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens, die Sachverhaltsfeststellungen sowie die
Beweiswirdigung zur Lage im Mitgliedstaat wurden im angefochtenen Bescheid im Wesentlichen folgendermallen
zusammengefasst (unkorrigiert), wobei das BFA neueste Landerfeststellungen, Stand 29.09.2023, seiner Entscheidung
zugrunde legte, in welchen unter dem Punkt ,Non-Refoulement” (Stand 23.08.2023) auch umfassend die Thematik
moglicher Drittstaatsicherheitsklausel Bulgariens in Bezug auf die Turkei behandelt wurde. Dabei wurde ausdricklich
festgestellt, dass die bulgarische Asylbehdrde SAREF, laut deren Auskunft, derzeit keine nationale Liste mit sicheren
Herkunfts- und Drittstaaten besitzt. Jeder Antrag wird als individueller Einzelfall behandelt und wird bei jeder
Entscheidung geprift, ob alle Voraussetzungen fur eine Drittstaatsicherheit vorliegen. Auch fur Dublin- Rickkehrer
besteht kein Risiko der Ausweisung oder Uberstellung in ein Land, in dem die Gefahr eines VerstoRes gemaR Artikel 3,
EMRK besteht (SAREF 26.04.2023), im Konkreten:

JAllgemeines zum Asylverfahren
Letzte Anderung 2023-09-29 20:41

Zustandig fur das erstinstanzliche Asylverfahren (Registrierung und Bearbeitung der Antrége, Unterbringung der
Asylwerber, Dublin-Verfahren und COI) ist die Staatliche Agentur fir Flichtlinge beim Ministerrat (State Agency for
Refugees with the Council of Ministers, SAREF) (SAREF 2023).

Fur fremdenpolizeiliche Belange (u. a. legale Migration, permanente Aufenthaltsgenehmigung, Staatenlose,
Staatsblrgerschaftsvergabe, Aufenthalt zur Arbeitsaufnahme, Bekdampfung der illegalen Migration, Kontrolle des
legalen Aufenthalts im Inland, Identifizierung, ZwangsmafRnahmen, Rickkehrverfahren) ist die Direktion Migration
(MD) des Innenministeriums zustandig. Auch Ruckkehrentscheidungen werden nicht durch SAREF getroffen, sondern
durch MD, Direktion der nationalen Polizei oder Direktion der Grenzpolizei (BFA/Staatendokumentation 18.4.2023).

Es existiert ein rechtsstaatliches Asylverfahren mit gerichtlicher Beschwerdemaoglichkeit (AIDA 3.2023).
AIDA 3.2023

Das regulare Verfahren beginnt mit dem Asylantrag, entweder bei SAREF direkt (Registrierung des Antrags innerhalb
von 3 Tagen) oder vor einer anderen BehoOrde (Registrierung des Antrags innerhalb von 6 Tagen). Nach der
Registrierung wird der Antragsteller eine Befragung unterzogen. Die Entscheidung soll binnen 6 Monaten erfolgen. Die
Rechtsmittelfrist betragt 14 Tage und es gibt 2 Beschwerdeinstanzen. Im beschleunigten Verfahren werden
offensichtlich unbegrindete Asylantrage behandelt. Eine Entscheidung soll binnen 14 Tagen ab Registrierung erfolgen.
Die Rechtsmittelfrist betragt 7 Tage. Ein Folgeantrag wird zuerst binnen 14 Tagen auf Zuladssigkeit gepruft. Die
Rechtsmittelfrist betragt auch hier 7 Tage (SAREF 2023). Die instabile politische Lage und ein Wechsel an der Spitze von
SAREF im Jahr 2022 haben bei vielen Verfahren zu monatelangen Verzdgerungen gefuhrt, von denen die meisten
syrische Antragsteller betrafen (AIDA 3.2023).

Ablauf des regularen Verfahrens (Kurzdarstellung):
BMI 28.4.2023



Ablauf des beschleunigten Verfahrens (Kurzdarstellung):
BMI 28.4.2023

Laut bulgarischer Gesetzgebung wird das beschleunigte Verfahren nur durchgefuhrt, wenn die im Gesetz
vorgesehenen Voraussetzungen (Art. 13, Abs. 1 Asyl- und Fllichtlingsgesetz) erfullt sind (der Antrag ist kein Antrag auf
internationalen Schutz; die vorgebrachten Grinde sind nicht ausreichend; es wird versucht, die Behérde betreffend
Fluchtgeschichte, Identitat oder Schutzbedarf zu tduschen; es wird versucht, durch den Asylantrag z.B. eine
AuBerlandesbringung zu verhindern; es fehlt der Bedarf fUr internationalen Schutz wegen der ruhigen Lage im
Herkunfts- oder Drittstaat). Das Gesetz erfordert, dass im beschleunigten Verfahren im Voraus festzustellen ist, dass
keine Grunde fur die Zuerkennung eines Schutztitels vorliegen, bevor er als offensichtlich unbegriindet abgelehnt
werden kann. Es ist unzulassig, die Ablehnung des Antrags im beschleunigten Verfahren nur auf einen spezifischen
Grund zu stutzen. Es ist verpflichtend, dass die Behdrde den Antrag, im Kontext der allgemeinen Grundlagen fir die
Gewadhrung einer der beiden Formen des internationalen Schutzes, gepruft hat und ihre Notwendigkeit grundsatzlich
ablehnt. Im Rahmen des beschleunigten Verfahrens gelten samtliche Verfahrensgarantien. Dennoch ist es auf
unbegleitete Minderjahrige nicht anwendbar. Fur die Unterbringung gelten laut Auskunft von SAREF auch im
beschleunigten Verfahren die Ublichen gesetzlichen Bestimmungen (VB 7.8.2023).Laut bulgarischer Gesetzgebung wird
das beschleunigte Verfahren nur durchgefuhrt, wenn die im Gesetz vorgesehenen Voraussetzungen (Artikel 13,, Absatz
eins, Asyl- und Flichtlingsgesetz) erfullt sind (der Antrag ist kein Antrag auf internationalen Schutz; die vorgebrachten
Grinde sind nicht ausreichend; es wird versucht, die Behorde betreffend Fluchtgeschichte, Identitat oder Schutzbedarf
zu tauschen; es wird versucht, durch den Asylantrag z.B. eine AuBerlandesbringung zu verhindern; es fehlt der Bedarf
far internationalen Schutz wegen der ruhigen Lage im Herkunfts- oder Drittstaat). Das Gesetz erfordert, dass im
beschleunigten Verfahren im Voraus festzustellen ist, dass keine Grinde fur die Zuerkennung eines Schutztitels
vorliegen, bevor er als offensichtlich unbegriindet abgelehnt werden kann. Es ist unzulassig, die Ablehnung des Antrags
im beschleunigten Verfahren nur auf einen spezifischen Grund zu stutzen. Es ist verpflichtend, dass die Behdrde den
Antrag, im Kontext der allgemeinen Grundlagen fur die Gewahrung einer der beiden Formen des internationalen
Schutzes, gepruft hat und ihre Notwendigkeit grundsatzlich ablehnt. Im Rahmen des beschleunigten Verfahrens gelten
samtliche Verfahrensgarantien. Dennoch ist es auf unbegleitete Minderjdhrige nicht anwendbar. Fir die
Unterbringung gelten laut Auskunft von SAREF auch im beschleunigten Verfahren die Ublichen gesetzlichen
Bestimmungen (VB 7.8.2023).

Laut Asyl - und Fluchtlingsgesetz (Art. 23 Abs. 2) haben Personen, die in Bulgarien internationalen Schutz suchen,
Anspruch auf den Erhalt von Rechtshilfe gemaR geltendem Rechtshilfegesetz, das in Art. 22 Abs. 2 vorsieht, dass
Personen, die internationalen Schutz suchen oder diesen bereits erhalten haben oder aber Fremde, die temporaren
Schutz geniel3en, Anspruch auf kostenlose Rechtshilfe betreffend Beratung und Vorbereitung vor einem Verfahren,
sowie betreffend Vertretung in auBergerichtlichen Verfahren (Vertretung im Verwaltungsstrafverfahren, im Verfahren
Uber die Ausstellung eines individuellen Verwaltungsaktes, im Verfahren Uber die Anfechtung eines individuellen
Verwaltungsaktes, im Schiedsgerichtsverfahren und im Mediationsverfahren) haben. In Art. 29 Abs. 1 des Asyl - und
Fliichtlingsgesetzes wird festgehalten, dass im Verfahren der Fremde das Recht auf einen Ubersetzer oder Dolmetscher
hat (VB 16.9.2023). Laut Asyl - und Fluchtlingsgesetz (Artikel 23, Absatz 2,) haben Personen, die in Bulgarien
internationalen Schutz suchen, Anspruch auf den Erhalt von Rechtshilfe gemaR geltendem Rechtshilfegesetz, das in
Artikel 22, Absatz 2, vorsieht, dass Personen, die internationalen Schutz suchen oder diesen bereits erhalten haben
oder aber Fremde, die tempordren Schutz genieRBen, Anspruch auf kostenlose Rechtshilfe betreffend Beratung und
Vorbereitung vor einem Verfahren, sowie betreffend Vertretung in auBergerichtlichen Verfahren (Vertretung im
Verwaltungsstrafverfahren, im Verfahren tber die Ausstellung eines individuellen Verwaltungsaktes, im Verfahren Gber
die Anfechtung eines individuellen Verwaltungsaktes, im Schiedsgerichtsverfahren und im Mediationsverfahren)
haben. In Artikel 29, Absatz eins, des Asyl - und Flichtlingsgesetzes wird festgehalten, dass im Verfahren der Fremde
das Recht auf einen Ubersetzer oder Dolmetscher hat (VB 16.9.2023).

Gemall den Bestimmungen des Art. 67 Abs. 1, Asyl - und Fluchtlingsgesetz, werden die administrativen
Zwangsmalnahmen Entziehung des Aufenthalts-rechts, Ruckkehr, Ausweisung und Einreiseverbot bis zur
rechtskraftigen Beendigung des Verfahrens nicht vollstreckt. Laut Art. 2 werden die administrativen
Zwangsmalnahmen nach Abs. 1 aufgehoben, wenn dem Fremden Asyl oder internationaler Schutz gewahrt wurde.
Abs. 3 sieht vor, dass Absatz 1 und Absatz 2 nicht angewendet werden, wenn Grund zu der Annahme besteht, dass der



Schutzsuchende oder Schutzberechtigte eine Gefahr fur die nationale Sicherheit darstellt oder schon einmal
rechtskraftig wegen der Begehung eines schweren Verbrechens verurteilt wurde, welches eine Gefahr fur die
Gesellschaft darstellt. Laut Auskunft der bulgarischen Asylbehdérde SAREF wird daher, unter Bedachtnahme auf das
Obige, bei einem Asylverfahren die bereits verhdangte administrative MaBnahme Ruckkehr bis zur Beendigung des
Verfahrens mit einem rechtskraftigen Bescheid nicht vollstreckt. Das gilt auch fur das beschleunigte Verfahren (VB
16.9.2023).Gemall den Bestimmungen des Artikel 67, Absatz eins,, Asyl - und Fluchtlingsgesetz, werden die
administrativen ZwangsmaBnahmen Entziehung des Aufenthalts-rechts, Ruckkehr, Ausweisung und Einreiseverbot bis
zur rechtskraftigen Beendigung des Verfahrens nicht vollstreckt. Laut Artikel 2, werden die administrativen
Zwangsmalinahmen nach Absatz eins, aufgehoben, wenn dem Fremden Asyl oder internationaler Schutz gewahrt
wurde. Absatz 3, sieht vor, dass Absatz 1 und Absatz 2 nicht angewendet werden, wenn Grund zu der Annahme
besteht, dass der Schutzsuchende oder Schutzberechtigte eine Gefahr fir die nationale Sicherheit darstellt oder schon
einmal rechtskraftig wegen der Begehung eines schweren Verbrechens verurteilt wurde, welches eine Gefahr fur die
Gesellschaft darstellt. Laut Auskunft der bulgarischen Asylbehdrde SAREF wird daher, unter Bedachtnahme auf das
Obige, bei einem Asylverfahren die bereits verhdngte administrative MaBnahme Rickkehr bis zur Beendigung des
Verfahrens mit einem rechtskréaftigen Bescheid nicht vollstreckt. Das gilt auch flr das beschleunigte Verfahren (VB
16.9.2023).

Bulgarien kennt folgende Schutzformen: Asyl (ist ein politisch durch den Prasidenten vergebener Schutztitel),
internationaler Schutz (1. Fluchtlingsstatus und 2. subsididarer Schutz) und temporarer Schutz (wird durch den
Ministerrat bei auBergewdhnlichen Ereignissen vergeben). 2022 gab es in Bulgarien 20.407 Asylantrage (16 %
unbegleitete Minderjahrige; Syrien: 8.598, Afghanistan: 7.164, Marokko: 1.721, Ukraine: 1.313, Irak: 656) und 4.373
positive Entscheidungen, 444 negative Entscheidungen, 14.474 beendete Verfahren (terminated) (SAREF 2023).

Der Trend, sich dem Verfahren zu entziehen, ist immer noch feststellbar. In diesem Fall ergeht eine Entscheidung in
Abwesenheit. Alle anderen erhalten die Entscheidung personlich. Viele legen ein Rechtsmittel ein. Im letzteren Fall
bleiben sie im Zentrum. Erst wenn eine abschlieBende Entscheidung vorliegt, werden sie der Direktion Migration zur
Schubhaft Gbergeben (BFA/Staatendokumentation 19.4.2023). 2022 haben sich 46 % der Antragsteller (14.474 von
31.592) dem Verfahren entzogen. Dies war ein deutlicher Anstieg im Vergleich zu 26 % im Jahr 2021 und 39 % im Jahr
2020, aber immer noch niedriger als 83 % im Jahr 2019 (AIDA 3.2023).

Quellen:

AIDA - Asylum Information Database (3.2023): Bulgarian Helsinki Committee (BHC, Autor) / European Council on
Refugees and Exiles (ECRE, Veroffentlicher): : Country Report: Bulgaria; 2022 Update, https://asylumineurope.org/wp-
content/uploads/2023/03/AIDA-BG_2022update.pdf, Zugriff 16.5.2023

BFA/Staatendokumentation [Osterreich] (18.4.2023): Protokoll Study Visit Bulgarien 13.-15.3.2023

BMI - Bundesministerium fiir Inneres [Osterreich] (28.4.2023): Bericht zum Study Visit Bulgarien 13.-15.3.2023, per E-
Mail

SAREF - State Agency for Refugees [Bulgarien] (2023): Prasentation: General Overview of the Bulgarian Asylum System
(prasentiert im Zuge des Study Visit Bulgarien 13.-15.3.2023 von BMI und BFA), per E-Mail

VB - Verbindungsbeamter des BMI fir Bulgarien [Osterreich] (7.8.2023): Auskunft Staatliche Agentur fir Fliichtlinge
beim Ministerrat (SAREF) [Asylbehdrde, Bulgarien]; Arbeitsibersetzung des VB-Buros, sowie vom BFA beauftragte
Ubersetzung des Gerichtsdolmetschers, per E-Mail

VB - Verbindungsbeamter des BMI fiir Bulgarien [Osterreich] (16.9.2023): Auskunft Staatliche Agentur fiir Fliichtlinge
beim Ministerrat (SAREF) [Asylbehérde, Bulgarien]; vom BFA beauftragte Ubersetzung des Gerichtsdolmetschers, per E-
Mail

Dublin-Ruckkehrer
Letzte Anderung 2023-08-21 15:46

Wenn bei einem Dublin-Ruckkehrer der Antrag beendet (terminated) oder inhaltlich abgelehnt (rejected) und in
Abwesenheit zugestellt wurde, wird er bei Rickkehr nach Bulgarien als irreguldrer Migrant betrachtet. Im Falle einer
Beendigung kann er eine Wiedererdffnung seines Verfahrens beantragen. Wenn der Antrag des Ruckkehrers inhaltlich



abgelehnt wurde und eine Zustellung der Entscheidung in Abwesenheit erfolgt ist, wird der Dublin-Ruckkehrer
jedenfalls festgenommen. Er kann dann einen neuen Asylantrag stellen, welcher als Folgeantrag gilt und dessen
Zulassigkeit SAREF entscheiden muss (BFA/Staatendokumentation 18.4.2023).

Das Asyl- und Flichtlingsgesetz (Law on Asylum and Refugees; LAR) legt keine Kriterien zur Bestimmung des
zustandigen Staates fest, sondern verweist lediglich auf die Kriterien, die in der Dublin-Verordnung aufgefihrt sind
(AIDA 2.2022).

Dublin-Ruckkehrer aus anderen Mitgliedstaaten werden prinzipiell am Zugang zum bulgarischen Hoheitsgebiet nicht
gehindert (AIDA 3.2023). Vor der Ankunft der Dublin-Ruckkehrer informiert SAREF die Grenzpolizei Uber die erwartete
Ankunft und gibt an, ob der Uberstellte in ein Aufnahmezentrum oder in eine Schubhafteinrichtung tiberstellt werden
soll. Diese Entscheidung hangt davon ab, in welcher Phase sich das Asylverfahren des Dublin-Rickkehrers befindet
(AIDA 3.2023; vgl. BFA/Staatendokumentation 18.4.2023). (Siehe dazu auch das Kap. Versorgung/Dublin-Ruckkehrer,
Anm.)Dublin-Ruckkehrer aus anderen Mitgliedstaaten werden prinzipiell am Zugang zum bulgarischen Hoheitsgebiet
nicht gehindert (AIDA 3.2023). Vor der Ankunft der Dublin-Rlckkehrer informiert SAREF die Grenzpolizei Uber die
erwartete Ankunft und gibt an, ob der Uberstellte in ein Aufnahmezentrum oder in eine Schubhafteinrichtung
Uberstellt werden soll. Diese Entscheidung hangt davon ab, in welcher Phase sich das Asylverfahren des Dublin-
Ruckkehrers befindet (AIDA 3.2023; vergleiche BFA/Staatendokumentation 18.4.2023). (Siehe dazu auch das Kap.
Versorgung/Dublin-Ruckkehrer, Anm.)

Die Zahl der Dublin-Anfragen an Bulgarien hat sich 2022 erhoht, der Prozentsatz der tatsachlich durchgefiihrten
Uberstellungen ist aber gering:
AIDA 3.2023

Die Staaten vertraten 2021 unterschiedliche Standpunkte zu Uberstellungen nach Bulgarien. In einigen Staaten, wie
Ruménien und den Niederlanden, sind sowohl die Behdrden als auch die Richter, die Uber Rechtsmittel entscheiden,
der Meinung, dass Uberstellungen stattfinden kénnen. Im Gegensatz dazu treffen die belgischen Behérden keine
Uberstellungsentscheidungen nach Bulgarien und filhren sie auch nicht aus. Die franzésischen Behérden haben die
Zahl der Uberstellungsantrige nach Bulgarien stark erhéht und sogar eine Uberstellung von vier afghanischen
Staatsangehorigen inmitten eines Berufungsverfahrens vollzogen. Obwohl einige Verwaltungsgerichte argumentieren,
dass es in Bulgarien systembedingte Mangel gibt, insbesondere fir Afghanen angesichts der sehr niedrigen
Asylanerkennungsquote, werden solche Entscheidungen haufig von den Verwaltungsberufungsgerichten gekippt. In
Italien haben Richter sowohl in Turin als auch in Rom entschieden, dass in Bulgarien ein reales Risiko unmenschlicher
und erniedrigender Behandlung besteht, und zwar aufgrund von Mangeln im nationalen Asylsystem, wie z. B. die
zwangsweise Einreiseverweigerung, niedrige Asylanerkennungsquoten und gravierende Mangel bei den Aufnahme-
und Unterstiitzungsdiensten. Die &sterreichische Rechtsprechung ist uneinheitlicher: Obwohl eine Uberstellung fir
besonders schutzbedurftige Antragsteller insbesondere wegen der Lebensbedingungen in Bulgarien und der realen
Gefahr extremer materieller Harten gerichtlich abgelehnt wurde, bestatigte dasselbe Gericht weniger als zwei Monate
spater die Uberstellung eines alleinstehenden erwachsenen Mannes und vertrat die Auffassung, dass das bulgarische
Asylsystem zwar verbesserungswurdig sei, aber dem EU-Recht entspreche (ECRE 9.2022).

Im Jahr 2022 haben die Gerichte in Dublin-Staaten sowie der Europaische Gerichtshof fir Menschenrechte weiterhin
die Aussetzung von Dublin-Uberstellungen nach Bulgarien in Bezug auf bestimmte Kategorien von Asylwerbern,
aufgrund schlechter materieller Bedingungen und des Mangels an angemessenen Garantien fir die Rechte der
betroffenen Personen, angeordnet. In Deutschland vertrat das Verwaltungsgericht Ansbach die Auffassung, dass die
Bedingungen, die Dublin-Uberstellte in Bulgarien erwarten, keine systembedingten Schwéchen aufweisen. Das Gericht
setzte jedoch die Uberstellung aus. Das Verwaltungsgericht Kéln stellte fest, dass die Gefahr einer unmenschlichen
und erniedrigenden Behandlung sowohl fur Asylwerber als auch fur Schutzberechtigte bestehe. In Bezug auf
Asylwerber wies das Gericht auf systemische Mangel im gesamten Asylsystem hin, die ein reales Risiko fur alle
Personen darstellen, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung ausgesetzt zu sein. Das Verwaltungsgericht
Freiburg hat die Uberstellung afghanischer Staatsangehériger nach Bulgarien aufgrund grundlegender Mangel des
Asylverfahrens speziell fur afghanische Staatsangehorige (extrem niedrige Anerkennungsquoten, Diskriminierung und
Nutzung der Turkei als sicheres Drittland) sowie aufgrund allgemeiner systemischer Mangel aufgehoben. In zwei Fallen
aus dem Jahr 2022 stellte das slowenische Verwaltungsgericht fest, dass die Antragsteller angesichts der Aufnahme-
und Haftbedingungen im Land, der niedrigen Schutzquoten fur Afghanen und Iraker, usw. eine begriindete Vermutung



far Systemmangel vorgebracht hatten. In der Schweiz wies das Bundesverwaltungsgericht die Falle von zwei
afghanischen Staatsangehorigen, die eine Ruckfihrung von Bulgarien nach Afghanistan befurchteten, an das
Staatssekretariat fur Migration (SEM) zurlick. Obwohl es die Mdngel im bulgarischen Asylsystem nicht als systemische
Mangel ansah, stellte es fest, dass im Fall der afghanischen Staatsangehdrigen nicht absehbar sei, ob die Prufung des
Asylantrags mit ausreichenden Garantien gegen Refoulement gepriift werde. Ahnliches gilt im Fall eines Asylwerbers
mit PTSD. Gerichte in allen européischen Liandern haben jedoch auch 2022 hiufig Dublin-Uberstellungen nach
Bulgarien bestatigt (AIDA 3.2023).

Quellen:

AIDA - Asylum Information Database (3.2023): Bulgarian Helsinki Committee (BHC, Autor) / European Council on
Refugees and Exiles (ECRE, Veroffentlicher): : Country Report: Bulgaria; 2022 Update, https://asylumineurope.org/wp-
content/uploads/2023/03/AIDA-BG_2022update.pdf, Zugriff 16.5.2023

BFA/Staatendokumentation [Osterreich] (18.4.2023): Protokoll Study Visit Bulgarien 13.-15.3.2023

ECRE - European Council on Refugees and Exiles (9.2022): The implementation of the Dublin Ill Regulation in 2021,
https://asylumineurope.org/wp-content/uploads/2022/09/AIDA_Dublin-Update-2021.pdf, Zugriff 2.5.2023ECRE -
European Council on Refugees and Exiles (9.2022): The implementation of the Dublin rémisch Ill Regulation in 2021,
https://asylumineurope.org/wp-content/uploads/2022/09/AIDA_Dublin-Update-2021.pdf, Zugriff 2.5.2023

Unbegleitete minderjahrige Asylwerber / Vulnerable
Letzte Anderung 2023-05-17 10:24

Das bulgarische Asylgesetz definiert als vulnerable Gruppen: Kinder, unbegleitete Minderjahrige (UM), Behinderte, Alte,
Schwangere, alleinstehende Elternteile mit minderjahrigen Kindern, Opfer von Menschenhandel, Personen mit
ernsthaften Gesundheitsproblemen, psychischen Stérungen oder Opfer von Vergewaltigung, Folter oder Formen
psychischer, physischer oder sexueller Gewalt. Ende 2020 wurde durch Gesetzesanderungen eine obligatorische
Vulnerabilitatseinschatzung und Bedarfsanalyse eingefuhrt, die von den Sozialexperten von SAREF durchzufihren ist
und auf deren Basis individuelle Unterstitzungsplane vorzuschlagen sind. Im Jahr 2022 fehlte eine ordnungsgemalRle
Vulnerabilitatseinschatzung und Identifizierung bei 33 % der Falle und auch die Bedarfsanalyse flir Antragsteller mit
festgestellter Vulnerabilitat erfolgte eher sporadisch. In keiner Entscheidung wurde die festgestellte Vulnerabilitat in
der erstinstanzlichen Entscheidung berlcksichtigt. Im Falle unbegleiteter Minderjahriger wurden die obligatorischen
Sozialberichte von der Agentur fur Sozialhilfe zwar verfasst, aber meist nicht an die Entscheider im Asylverfahren
weitergegeben. Dennoch fuhrten die Bemihungen um die Identifizierung von Vulnerabilitdt zu einem deutlichen
Anstieg der Zahl der Asylwerber, bei denen besondere Bedurfnisse oder Gefdhrdungen formell anerkannt wurden.
Wahrend dies im Jahr 2019 797 Asylwerber, im Jahr 2020 1.259 und im Jahr 2021 3.928 Asylwerber betraf, stieg die
Zahlim Jahr 2022 auf 5.482 als vulnerabel eingestufte Personen (27 % aller Neuantragsteller; davon 3.348 unbegleitete
Minderjahrige) (AIDA 3.2023).

NGOs spielen weiterhin eine SchlUsselrolle bei der frihzeitigen Erkennung und Bewertung von Vulnerabilitat bei
Antragstellern und ihrer Uberweisung und entsprechenden Behandlung. Die NGOs sind auf bestimmte Gruppen und
Themen spezialisiert, z. B. Armut (Rotes Kreuz; Rat der Flichtlingsfrauen, Caritas Sofia); Gesundheit und
Behinderungen (Rotes Kreuz); geistige und psychische Probleme (Zentrum Nadya) und unbegleitete Minderjahrige
(Bulgarisches Helsinki Komitee) (AIDA 3.2023).

SAREF-Sachbearbeiter sind nicht verpflichtet, eine Altersfeststellung anzufordern, es sei denn, es bestehen Zweifel
daran, dass die Person minderjahrig ist. Das Gesetz gibt nicht vor, welche Methode der Altersfeststellung anzuwenden
ist. Standardverfahren ist aber das Handwurzelréntgen, weil man davon ausgeht, dass diese Methode genauer ist als
eine psychosoziale Untersuchung. Das Oberste Verwaltungsgericht betrachtet diesen Test jedoch nicht als verbindlich
und wendet das Gunstigkeitsprinzip an, wie auch vom Asylgesetz vorgesehen. Die Altersbeurteilung kann nicht mit
einer separaten Beschwerde angefochten werden. 2022 fiihrte SAREF in 33 Fallen Altersfeststellungen durch, wobei in
5 Fallen (15 %) die Antragsteller als volljahrig eingestuft wurden, wahrend dies im Jahr 2021 bei 80 % der
durchgefiihrten Altersbeurteilungen der Fall war (AIDA 3.2023).

Ende 2020 wurde die Verpflichtung zur Vertretung von unbegleiteten Minderjahrigen im Asylverfahren und auch nach
der Anerkennung, von den Gemeinden zum nationalen Biro fir Rechtshilfe verlagert, um die fehlenden Vormunde zu



substituieren und eine geeignete rechtliche Vertretung sicherzustellen. Im Jahr 2022 hat sich der Zeitraum bis zur
Bestellung eines Rechtsvertreters fur UM auf durchschnittlich 2 Wochen verkirzt, da SAREF nun direkten Zugriff auf
das Computersystem des Nationalen Buros fur Rechtshilfe hat. Insgesamt wurde 2022 3.382 unbegleiteten
Minderjahrigen Rechtsbeistand und -vertretung gewahrt, wobei aufgrund der hohen Untertauchraten in der Praxis nur
245 von ihnen tatsachlich im Asylverfahren vertreten wurden (AIDA 3.2023).

Das beschleunigte Verfahren ist auf unbegleitete Minderjahrige nicht anwendbar, auf Folteropfer hingegen schon
(AIDA 3.2023).

Asylwerbende Minderjahrige haben laut Gesetz ohne Altersbeschrankung und analog zu bulgarischen Minderjahrigen
Zugang zu Schul- und Berufsausbildung. In der Praxis gibt es gewisse Hindernisse bei der Einstufung der
Minderjahrigen. Insgesamt 229 Asylwerberkinder begannen das Schuljahr 2022 in Bulgarien. SAREF organisiert den
taglichen Schulweg mithilfe von Organisationen der Zivilgesellschaft, welche die Kinder mit Vorbereitungs- und
Nachholunterricht unterstitzen. Fur asylsuchende Minderjahrige mit besonderen Bedurfnissen gelten dieselben
Arrangements wie fur bulgarische Minderjahrige (AIDA 3.2023).

Die Zahl der unbegleiteten Minderjahrigen, die einen Asylantrag stellten, stieg im Jahr 2022 auf 3.348, verglichen mit
3.127 im Jahr 2021, 799 im Jahr 2020, 524 im Jahr 2019, 481 im Jahr 2018, 440 im Jahr 2017 und 2.772 im Jahr 2016.
Obwohl unbegleitete Minderjahrige besser Uber ihre Rechte und das Asylverfahren informiert wurden, brach die
Uberwiegende Mehrheit das Asylverfahren ab und reiste irreguldr weiter (AIDA 3.2023).

Quellen:

AIDA - Asylum Information Database (3.2023): Bulgarian Helsinki Committee (BHC, Autor) / European Council on
Refugees and Exiles (ECRE, Veroffentlicher): : Country Report: Bulgaria; 2022 Update, https://asylumineurope.org/wp-
content/uploads/2023/03/AIDA-BG_2022update.pdf, Zugriff 16.5.2023

Non-Refoulement
Letzte Anderung 2023-08-22 08:19

Die bulgarischen Gesetze definieren ein sicheres Herkunftsland als einen Staat, in dem die etablierte
Rechtsstaatlichkeit und deren Einhaltung im Rahmen eines demokratischen Systems der 6ffentlichen Ordnung keine
Verfolgung oder Verfolgungshandlungen zulassen und in dem keine Gefahr von Gewalt in einer Situation eines
innerstaatlichen oder internationalen bewaffneten Konflikts besteht. Dieses Konzept ist ein Grund fur die Ablehnung
eines Antrags als offensichtlich unbegriindet im beschleunigten Verfahren. Ein sicherer Drittstaat wird gemaR
bulgarischem Gesetz definiert als ein Land, das nicht das Herkunftsland ist, in dem sich der um internationalen Schutz
ersuchende Auslander aufgehalten hat und in dem er keinen Grund hat, aus den Konventionsgriinden Verfolgung zu
beflrchten; wo er gegen die Zurlckweisung in das Hoheitsgebiet eines Landes geschitzt ist, in dem die
Voraussetzungen fir Verfolgung und Gefdhrdung seiner Rechte bestehen (Refoulementschutz); wo ihm keine
Verfolgung oder ernsthafter Schaden, wie Folter, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe drohen;
wo er die Moglichkeit hat, die Zuerkennung der Flichtlingseigenschaft zu beantragen und in Anspruch zu nehmen;
und wo hinreichende Grinde fiir die Annahme bestehen, dass dem Ausléander der Zugang zum Hoheitsgebiet des
betreffenden Staates gestattet wird. Die nationale Gesetzgebung erlaubt die Verwendung des Konzepts des sicheren
Herkunftslandes und des sicheren Drittlandes im Asylverfahren. Bislang wurden jedoch keine nationalen Listen
sicherer Herkunfts- bzw. Drittstaaten angenommen und angewendet (AIDA 3.2023).

Das Konzept des sicheren Drittstaates wurde erstmals im Jahr 2020 als Unzulassigkeitsgrund eingefiihrt und wird im
beschleunigten Verfahren als Grund fur die Ablehnung des Antrags als offensichtlich unbegriindet betrachtet. Das
Gesetz verlangt derzeit eine detailliertere Untersuchung, damit ein Land im Einzelfall als sicherer Drittstaat eingestuft
werden kann, einschlieBlich der Feststellung, dass es den Antragsteller aufnimmt. Auch kann das Konzept des sicheren
Drittstaates nicht als alleiniger Grund dafur herangezogen werden, den Antrag als offensichtlich unbegrindet zu
betrachten, es sei denn, es besteht eine Verbindung zwischen dem Antragsteller und dem betreffenden Drittstaat,
aufgrund derer es fur diese Person zumutbar waére, in diesen Staat zu reisen. Da das Konzept in friheren Jahren in der
Praxis kaum angewandt wurde, sind nur begrenzt Erfahrungen vorhanden. Grundsatzlich beziehen sich Ablehnungen



auf der Grundlage des Konzeptes des sicheren Drittstaates auf Lander, in denen der Antragsteller vor seiner Ausreise
langere Zeit gelebt oder gewohnt hat. Transit oder kurze Aufenthalte in Landern werden nicht als ausreichend fur die
Annahme der Drittstaatssicherheit betrachtet (AIDA 3.2023).

Es gibt Berichte, dass Antrage von Staatsangehdrigen bestimmter Lander, darunter Afghanistan, Algerien,
Bangladesch, Marokko und Tunesien, automatisch abgelehnt werden (Al 27.3.2023).

Betreffend die Frage, ob Asylantrage von Afghanen unter Hinweis auf eine Drittstaatssicherheit der Tirkei im
beschleunigten Verfahren als offensichtlich unbegriindet behandelt werden, beauskunftet die bulgarische Asylbehérde
SAREF, dass Bulgarien derzeit keine nationale Liste mit sicheren Herkunfts- und Drittstaaten besitzt. Jeder Antrag fur
internationalen Schutz wird als individueller Einzelfall im Rahmen eines eingeleiteten Verwaltungsverfahrens behandelt
und bei der Entscheidung Uber einen Asylantrag wird gepruft, ob alle Voraussetzungen fir die Drittstaatssicherheit
vorliegen. Auch fiir Dublin-Riickkehrer besteht kein Risiko der Ausweisung und/oder Uberstellung in ein Land, in dem
die Gefahr eines VerstolRes gegen Art. 3 EMRK besteht (SAREF 26.4.2023). Dies wurde von SAREF gegenlber dem BMI-
Verbindungsbeamten erneut bestdtigt: Zum gegenwartigen Zeitpunkt verflgt die Republik Bulgarien Uber keine
nationale Liste sicherer Herkunfts- und Drittstaaten. Jeder Antrag auf internationalen Schutz wird im Rahmen eines
Verwaltungsverfahrens gemaR den Bestimmungen einzeln, objektiv und unparteiisch geprift, wobei zunachst die
Zuerkennung des Fllchtlingsstatus geprift wird. Falls kein Flichtlingsstatus zuerkannt wird, wird die Notwendigkeit
der Zuerkennung des humanitaren Statuts behandelt. Ein Auslédnder, der in die Republik Bulgarien eingereist ist, um
Schutz zu beantragen, oder welcher bereits Schutz erhalten hat, darf nicht in das Hoheitsgebiet eines Landes
zuruckgeschickt werden, in dem sein Leben oder seine Freiheit aus Grinden der Rasse, Religion, Nationalitat, der
politischen Uberzeugung oder der Zugehérigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe bedroht ist oder der Gefahr von
Folter oder anderen Formen der Grausamkeit, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe
ausgesetzt ist (VB 7.8.2023).Betreffend die Frage, ob Asylantrdge von Afghanen unter Hinweis auf eine
Drittstaatssicherheit der Turkei im beschleunigten Verfahren als offensichtlich unbegriindet behandelt werden,
beauskunftet die bulgarische Asylbehdrde SAREF, dass Bulgarien derzeit keine nationale Liste mit sicheren Herkunfts-
und Drittstaaten besitzt. Jeder Antrag fur internationalen Schutz wird als individueller Einzelfall im Rahmen eines
eingeleiteten Verwaltungsverfahrens behandelt und bei der Entscheidung Uber einen Asylantrag wird geprift, ob alle
Voraussetzungen fur die Drittstaatssicherheit vorliegen. Auch flir Dublin-Rickkehrer besteht kein Risiko der
Ausweisung und/oder Uberstellung in ein Land, in dem die Gefahr eines VerstoRes gegen Artikel 3, EMRK besteht
(SAREF 26.4.2023). Dies wurde von SAREF gegenlber dem BMI-Verbindungsbeamten erneut bestatigt: Zum
gegenwartigen Zeitpunkt verflgt die Republik Bulgarien Uber keine nationale Liste sicherer Herkunfts- und
Drittstaaten. Jeder Antrag auf internationalen Schutz wird im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens gemald den
Bestimmungen einzeln, objektiv und unparteiisch gepruft, wobei zunadchst die Zuerkennung des Flichtlingsstatus
gepruft wird. Falls kein Flichtlingsstatus zuerkannt wird, wird die Notwendigkeit der Zuerkennung des humanitaren
Statuts behandelt. Ein Auslander, der in die Republik Bulgarien eingereist ist, um Schutz zu beantragen, oder welcher
bereits Schutz erhalten hat, darf nicht in das Hoheitsgebiet eines Landes zuriickgeschickt werden, in dem sein Leben
oder seine Freiheit aus Griinden der Rasse, Religion, Nationalitit, der politischen Uberzeugung oder der Zugehérigkeit
zu einer bestimmten sozialen Gruppe bedroht ist oder der Gefahr von Folter oder anderen Formen der Grausamkeit,
unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe ausgesetzt ist (VB 7.8.2023).

Der BMI-Verbindungbeamte (VB) berichtet, dass von der Tirkei keine Drittstaatsangehdrigen von Bulgarien
Ubernommen werden. Wie das bulgarische Innenministerium zur Frage, ob afghanische Staatsangehorige in die Turkei
rackgefihrt werden, beauskunftet, wendet die Turkei die Bestimmungen der Artikel 4 und 6 des
Ruckibernahmeabkommens EU-Turkei Gber die Rickibernahme von Drittstaatsangehorigen und Staatenlosen nicht
an. Diese Bestimmungen hatten am 1. Oktober 2017 in Kraft treten missen oder es hatte eine bilaterale Vereinbarung
Uber die Ruckibernahme von Drittstaatsangehdrigen, die direkt aus der Turkei eingereist sind, getroffen werden
mussen. Dafir setzt die tlrkische Seite mehr Anstrengungen und Ressourcen flr die Bekampfung der illegalen
Migration und die Sicherung der gemeinsamen Grenze ein. Was die Ruckibernahme illegal aufhaltiger turkischer
Staatsangehoriger betrifft, so erhdlt das bulgarische Innenministerium die volle Unterstitzung der turkischen
Botschaft bei der Identifizierung und Ausstellung von befristeten Reisedokumenten (VB 12.7.2023).

Abgesehen von Syrern lagen die Anerkennungsquoten aller anderen Nationalitaten in Bulgarien in friheren Jahren im
Durchschnitt unter 8 %, wobei Antrage von Staatsangehdrigen aus bestimmten Herkunftslandern wie aus Afghanistan



und der Turkei als offensichtlich unbegrindet behandelt wurden und extrem niedrige Anerkennungsquoten hatten.
Dies anderte sich jedoch mit der Zeit; so lag die Anerkennungsquote fir Afghanen 2016 bei 1,5 % und 2022 bei 49 %
(davon 14 % Flichtlingsstatus, 35 % subsidiarer Schutz; 51 % Ablehnungen). Im Jahr 2022 waren 35 % aller Antragsteller
Afghanen und die Gesamtanerkennungsquote stieg auf 91 % aller inhaltlichen Entscheidungen, davon lauteten 89 %
auf subsididren (humanitaren) Schutz und 2 % auf Flichtlingsstatus, 9 % aller inhaltlichen Entscheidungen waren
Ablehnungen. Somit wurden im Jahr 2022 von 69 afghanischen Fallen, 20 % im beschleunigten Verfahren als
offensichtlich unbegrindet behandelt (2021 waren das noch 86 % gewesen, 2020: 95 %). Von den zum Verfahren
zugelassenen Afghanen entzogen sich dennoch 95 % durch Untertauchen dem Verfahren, bevor sie eine
erstinstanzliche Entscheidung erhielten, sodass nur fir 0,7 % der Afghanen inhaltliche Entscheidungen ergingen (AIDA
3.2023).

SAREF beauskunftet betreffend die Frage nach unterschiedlicher Behandlung afghanischer Antragsteller, dass
Bulgarien Vertragspartei aller vélkerrechtlichen Instrumente ist, die das internationale Flichtlingsrecht bilden. Alle in
Frage kommenden Dokumente sind in die nationale Gesetzgebung implementiert, und die erstinstanzliche
Asylbehorde SAREF handelt gemaR dem geltenden Asyl- und Flichtlingsgesetz. Die Schutzsuchenden werden weder
nach Staatsangehorigkeit noch nach anderen Grundsatzen eingeteilt, sondern es wird stets die gleiche
Vorgehensweise angewendet und Antragstellern aller Nationalitaten, Ethnien und Religionen werden die gleichen
Bedingungen geboten und die BedUurfnisse aller Schutzsuchenden berticksichtigt und jeder Asylantrag im Einzelfall
geprift (VB 7.8.2023).

IOM Bulgarien konnte keine Informationen finden, dass die bulgarischen Behérden bei Entscheidungen (ber den
Schutzstatus afghanischer Staatsangehdoriger auf die Turkei als sicheres Drittland verwiesen hatten (IOM 19.5.2023).

Die Zahl der in Bulgarien ankommenden Migranten steigt in den letzten Jahren wieder. Bei der illegalen Einreise
betreten wurden 2020: 510, 2021: 1.386, 2022: 2.298 Personen. Bei der illegalen Ausreise betreten wurden 2020: 924,
2021: 1.097, 2022: 2.337 Personen. lllegal aufhaltig betreten wurden 2020: 2.053, 2021: 8.316 und 2022: 12.092
Personen. Das waren insgesamt 2020: 3.487, 2021: 10.799, 2022: 16.767 Personen. Die meisten Migranten kommen
Uber die Turkei und Griechenland. Diese Zunahme soll auch zu einem Anstieg von sogenannten Pushback-Praktiken
gefiihrt haben, mit 5.268 angeblichen Pushbacks, von denen 87.647 Personen betroffen gewesen sein sollen. Im
Janner 2023 sprach der bulgarische Innenminister von 160.000 verhinderten Grenzibertritten im Jahr 2022 (AIDA
3.2023).

NGOs berichten von mehreren Fallen, wo die Behdérden Pushback-Praktiken gegen Migranten und Asylsuchende
anwendeten. Auch UNHCR berichtet von vermehrten Fallen von Pushbacks, inklusive Falle von Gewalt, Raub und
erniedrigenden Praktiken gegen Migranten und Asylsuchende entlang der Grenze zur Tirkei. Bis zum 12. Dezember
2022 meldete das bulgarische Innenministerium 162.340 Versuche, irreguldr Uber die Grenze in das Land einzureisen,
bei denen die Grenzbehdrden 4.585 Personen festnahmen. Die NGO Bulgarian Helsinki Committee verzeichnete in der
ersten Jahreshalfte 2022 1.681 Falle von Rechtsverletzungen im Grenzgebiet mit 23.742 betroffenen Personen (USDOS
20.3.2023).
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Die Asylbehorde SAREF ist fur die Versorgung von Asylwerbern zustandig. Seit Ende 2015 erhalten diese wahrend des V

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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